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Vorbemerkung  
 
Der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) bildet 
mit mehr als 12.000 aktiven Mitgliedseinrichtungen die größte Interessen-
vertretung privater Anbieter sozialer Dienstleistungen in Deutschland. Ein-
richtungen der ambulanten und (teil-)stationären Pflege, der Behinderten-
hilfe sowie der Kinder- und Jugendhilfe in privater Trägerschaft sind sys-
temrelevanter Teil der Daseinsvorsorge. Als gutes Beispiel für Public-pri-
vate-Partnership tragen die Mitglieder des bpa die Verantwortung für rund 
365.000 Arbeitsplätze und circa 27.000 Ausbildungsplätze. Die Investitio-
nen in die pflegerische Infrastruktur liegen bei etwa 29 Milliarden Euro. Mit 
rund 6.200 Pflegediensten, die circa 280.000 Patienten betreuen, und 
5.800 stationären Pflegeeinrichtungen mit etwa 350.000 Plätzen vertritt der 
bpa mehr als jede dritte Pflegeeinrichtung bundesweit. Vor diesem Hinter-
grund nimmt der bpa wie folgt Stellung. 

 

 
 

 

Stellungnahme 
 
Der bpa begrüßt den Verordnungsentwurf ausdrücklich. Die Verlängerung 
der coronabedingten Regelungen zur Aufrechterhaltung der pflegerischen 
Versorgung ist angemessen und gerechtfertigt.  
 
Es ist richtig und wichtig, dass den Pflegeeinrichtungen durch das Kosten-
erstattungsverfahren nach § 150 Abs. 2 SGB XI (Pflege-Rettungsschirm) 
auch weiterhin die nötige wirtschaftliche Sicherheit zur Bewältigung der 
pandemiebedingten Kosten gegeben wird. Dies schützt die pflegerische 
Infrastruktur und damit auch die Beschäftigten sowie die Pflegebedürftigen.  
 
Der weitere Verlauf der Pandemie lässt sich vor dem Hintergrund einer ins-
gesamt nachlassenden Impfbereitschaft, bestehender Fragen über die Wir-
kungsdauer einer nachhaltigen Immunantwort nach dem Erhalt der voll-
ständigen COVID-19-Impfung sowie dem Bestehen von Virusvarianten 
nicht sicher vorhersagen. Neben den in der Vorbereitung befindlichen Auf-
frischungsimpfungen müssen daher weitere Anstrengungen unternommen 
werden, um den Schutz der vulnerablen Gruppen zu unterstützen. Der Ver-
ordnungsgeber stellt in diesem Zusammenhang richtigerweise fest:  
 
„Die Versorgung von Pflegebedürftigen durch ambulante und stationäre 
Pflegeeinrichtungen sowie die häusliche Versorgung von Pflegebedürftigen 
durch Angehörige kann daher vielfach noch nicht im Normalbetrieb er-
bracht werden. Es ist daher angezeigt und im Interesse aller Beteiligten, 
die pflegerische Versorgung in der noch immer anhaltenden Gefährdungs-
situation weiterhin durch unterstützende Maßnahmen sicherzustellen.“ 
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Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder haben am 10. August 2021 in ihrem Beschluss zu den Maßnah-
men zur Bewältigung der Corona-Pandemie vereinbart, dass zum Schutz 
der besonders vulnerablen Gruppen ein aktuelles negatives Testergebnis 
(für Nicht-Geimpfte und Nicht-Genese) Zugangsvoraussetzung für Alten- 
und Pflegeheime sein soll. In den Länderverordnungen wurden teils auch 
Bewohner und Beschäftigte hiervon eingeschlossen. Es ist daher abseh-
bar, dass es noch über einen langen Zeitraum von den Pflegeeinrichtungen 
durchgeführte Tests geben wird. Da die Erstattung der dabei entstehenden 
Kosten gemäß § 7 Abs. 2 TestV i. V. m. § 150 Abs. 2 bis 5a SGB XI eben-
falls an die Geltungsdauer des Pflege-Rettungsschirms gebunden ist, ist 
auch aus diesem Grund eine Weitergeltung dessen zwingend notwendig. 
 
In Anbetracht dieser Zusammenhänge sind die vereinzelten Forderungen 
einiger Akteure nach einem Ende oder zumindest einer radikalen Verschär-
fung der Vorgaben des Kostenerstattungsverfahrens zur Kostenreduzie-
rung nicht nachvollziehbar und potentiell versorgungsgefährdend. Schon 
heute kann eine Erstattung von Mehrausgaben und Mindereinnahmen nur 
dann erfolgen, wenn diese coronabedingt sind. An den notwendigen 
Schutzmaßnahmen ausgerechnet bei den pflegebedürftigen Menschen zu 
sparen, wäre fatal. Zudem weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass durch 
die bisher völlig ungelöste Frage der Finanzierung der Investitionskosten 
erhebliche Verluste bei den Einrichtungen auflaufen. In einer Umfrage der 
Bank für Sozialwirtschaft gaben über 60% der Einrichtungen, die ihre Er-
tragsausfälle nicht auskömmlich finanziert sahen, die fehlende Erstattung 
der Investitionskosten als Hauptgrund an. Allein der hieraus resultierende 
Belegungsdruck sorgt verlässlich dafür, dass die Pflegeeinrichtungen sich 
intensiv um die Belegung bzw. die Versorgung weiterer Patientinnen und 
Patienten kümmern müssen. 
 
 
 
 
 
 

mailto:bund@bpa.de
http://www.bpa.de/
https://www.sozialbank.de/fileadmin/2015/documents/8_Umfrage/BFS_Ergebnisse_Dritte_Corona-Befragung_2021_05-21_WEB.pdf
https://www.sozialbank.de/fileadmin/2015/documents/8_Umfrage/BFS_Ergebnisse_Dritte_Corona-Befragung_2021_05-21_WEB.pdf

